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    Vorwort:

    Von Sinnstiftungen,

    Leitbildern und Visionen.

    Umbauarbeiten am

    sozialdemokratischen Projekt


    Robert Lorenz / Matthias Micus


    Der Wunsch, eine kohärente, integrierende und mobilisierende programmatische Erzählung zu besitzen, die Sinn stiftet und die oftmals erratisch anmutenden Entscheidungen der Tagespolitik begründet, einbettet und verbindet, ist in sozialdemokratischen Kreisen traditionell weit verbreitet – wenngleich dieser Selbstanspruch in den letzten drei Jahrzehnten zwischenzeitlich zugunsten der Vorstellung verdrängt schien, eine Partei habe vor allem eine professionelle, undogmatische Anbieterin von Servicedienstleistungen zu sein.


    Seit dem Ausbruch der Finanz- und Wirtschaftskrise erleben Anstrengungen, eine zeitgemäße Definition des eigenen politischen Ideenkerns auszubuchstabieren, in den europäischen Schwesterparteien der sozialdemokratischen Parteifamilie ein Revival. Einerseits, weil der Zusammenbruch des entfesselten Finanzkapitalismus das Unbehagen an einem unregulierten Kapitalismus drastisch verstärkt hat. Andererseits ließen sich am Ausgang des ersten Jahrzehnts des 21. Jahrhunderts die fortschreitenden Ämter- und Wählerrückgänge nicht mehr ignorieren, desgleichen die Einbußen bei der politischen Themensetzung. Zu offensichtlich war die europaweite Verlustbilanz der nationalen sozialdemokratischen Parteien in allen Bereichen des „office seeking“, „vote seeking“ und „policy seeking“ geworden.[1] Während etwa Ende der 1990er Jahre elf von damals noch 15 Ländern der Europäischen Union von Sozialdemokraten regiert wurden, galt dies 2010 nur noch für deren fünf, jetzt wohlgemerkt in einer auf 27 Mitgliedsstaaten erweiterten EU.


    Europaweiter Diskurs und britische Vorreiterrolle


    Insofern beschäftigt sich Christoph Hoeft in seinem hier vorliegenden Buch mit einem brisanten und hochaktuellen Thema, wenn er den Wandel des Ideenhaushalts und Gesellschaftsbildes der Arbeiterpartei Schwedens (SAP) beschreibt; und anhand der sozialdemokratischen Erzählung vom Wohlfahrtsstaat der Frage nachgeht, wie sich in den letzten Dekaden – und insbesondere in der Zeit seit dem sogenannten „Dritten Weg“ – die Wertesysteme, Zukunftsentwürfe und Deutungshorizonte der langjährigen schwedischen Hegemonialpartei verschoben haben.[2]


    Was der Autor für Schweden beschreibt, gilt allgemein für die sozialdemokratischen Parteien in Europa, mindestens in seinen westlichen, südwestlichen und nördlichen Teilen. So sehr von verschiedenen Autoren nationale kulturelle und institutionelle Besonderheiten und Pfadabhängigkeiten ins Feld geführt worden sind, um (Detail-)Differenzen zwischen den verschiedenen Länderparteien in ihrer Entwicklung in den vergangenen zwanzig Jahren zu betonen, so sehr stimmen die meisten Beobachter und Interpreten doch darin überein, dass es gleichwohl die kongruente (Gesamt-)Entwicklung eines gemeinsamen „Dritten Weges“ gegeben hat. So spricht Donald Sassoon bezüglich der 1990er Jahre von einer „unprecedented, Europe-wide convergence of the parties of the Left“.[3] Auch Frank Vandenbroucke und Franz Walter postulieren eine Art Konvergenzprinzip, demzufolge erfolgreich angewandte Politikmodelle und durch Wahlerfolge geadelte inhaltliche Vorstellungen von anderen Länderparteien kopiert wurden.[4] Roland Sturm und Gerhard Hirscher wiederum verorten diese Entwicklung auf drei Ebenen: einer modernisierten Wahlkampfführung, programmatischen Neujustierungen und insbesondere einer durchaus neuartigen sozialdemokratischen Regierungspraxis.[5]


    Ursprung und Vorbild des „Dritten Weges“, gewissermaßen der „Leuchtturm“ der sozialdemokratischen Modernisierer zum Ausgang des 20. Jahrhunderts, war zweifellos die britische Arbeitspartei. Der Wahlsieg Labours 1997, nach quälenden 18 Jahren der Oppositionszeit, war für Sozialdemokraten in ganz Europa ein Fanal, nachdem sie in den 1980er und zu Beginn der 1990er Jahre in vielen Ländern mit einem keynesianistischen und also staatsfixierten sowie nachfrageorientierten Wirtschaftskurs ins kulturelle Abseits zu geraten und den Anschluss an elementare Veränderungen bei der gesamtgesellschaftlichen Berufsstruktur wie auch bei den Interessen ihrer facharbeiterschaftlichen Stammklientel zu verlieren drohten.


    Die Baisse der vorangegangenen anderthalb Jahrzehnte ebnete den Weg für eine moderne und bei Wahlen erfolgversprechende Neuausrichtung der sozialdemokratischen Landesparteien. Die Komponenten, mit denen – in unterschiedlicher Ausprägung, aber doch im Kern auf den gleichen Prämissen beruhend – eine solch zeitgemäße Selbstdefinition versucht wurde, waren europaweit ähnlich gelagert: Moderner und dynamischer sollte alles wirken, nicht auf vermeintlich überkommene und ökonomisch nach der Entzauberung des Keynesianismus nicht mehr tragfähige Konzepte einer umfassenden Umverteilung schielend, sondern auf Leistungsvermögen und Chancengerechtigkeit setzend, dies auf Kosten klassischer Staatsinterventionen. Der Empfang öffentlicher Leistungen wurde an ein gesteigertes Maß Eigenverantwortung und diverse Pflichten gekoppelt. Tony Blair – und in der Folge Gerhard Schröder – inszenierte seinen „Third Way“ als Korrektiv traditionssozialdemokratischer Starrheiten auf der einen und neoliberaler Übertreibungen unter Margaret Thatcher und Ronald Reagan auf der anderen Seite. Das Ganze garniert mit dem Versprechen, durch einen erfahrungsoffenen Pragmatismus keine erneuten Dogmen aufkommen zu lassen. Freilich: Der englische ebenso wie auch der deutsche Third Way waren letztendlich in ihrer Kombination aus politischer Idee, Parteivorstellung und Wahlvolkansprache ein „vollständiger Kotau vor den klassischen Interpretationen der ewigen Gegner der Sozialdemokraten“[6].


    Fast sämtliche europäische Sozialdemokratien setzten in den 1990er Jahren – und beginnend teilweise bereits im Jahrzehnt davor – auf eine mehr oder weniger unkritische Akzeptanz der grundlegenden Funktionsweisen des bestehenden Wirtschaftssystems.[7] Dies geschah vor dem Hintergrund, dass man als sozialdemokratische Partei zum einen nicht mehr in der Lage war, mit den Wählerstimmen der Arbeiter und sozial Schwächeren Wahlen zu gewinnen, da der industrielle Sektor ebenso wie die Berufsgruppe der Arbeiter unaufhaltsam schrumpfte, wodurch die Industriearbeiterschaft von zwei Seiten her erodierte. Zum anderen drohte die programmatische Konzentration auf die defensive Abwehr kapitalistischer Dynamik die Sozialdemokratien in eine Sackgasse zu führen. Die Konzeption des „Dritten Weges“ sollte demgegenüber Maß und Mitte versprechen, sie sollte den Auswüchsen eines überbordenden Wohlfahrtsstaates ebenso entgehen, wie sie dem entgrenzten Neoliberalismus aus dem Weg gehen sollte. Dogmatik jedenfalls galt den Dritte-Weg-Apologeten als Ursache vieler Irrwege, denen sie eine vermeintlich moderne und dynamische Pragmatik entgegen setzen wollten.


    Die Prinzipien des Dritten Weges wurden auf Regierungsprogramme ebenso angewandt wie auf Vorstellungen von einer zeitgemäßen Parteiorganisation. Sicher konnte es aufgrund unterschiedlicher nationaler Mentalitäten, Institutionenkonstellationen und Parteiensysteme, infolge von Regierungsbeteiligungen oder Oppositionsperioden, unterschiedlichen innerparteilichen Machtverteilungen oder Wählerkoalitionen sowie nicht zuletzt auch eines ungleichen Ausgangspunktes und Problemdrucks zu Unterschieden in den Detailausprägungen und Umsetzungsgeschwindigkeiten kommen. So bedeutete der Dritte Weg in Großbritannien aufgrund der vorangegangenen Thatcher-Ära in manchem einen Ausbau des Sozialstaates. In Deutschland dagegen bedeutete der Umbau des Wohlfahrtsstaates den Abbau desselben.[8] Dennoch finden sich die Essentials des Dritten Weges überall wieder.


    Diese Essentials waren, noch einmal, erstens eine unternehmensfreundliche Wirtschaftspolitik, die sich als modern verstand und statt als „links“ bisweilen schlicht als „richtig“, in jedem Fall aber als „pragmatisch“ apostrophiert wurde. Zweitens zeichnete sich der Dritte Weg durch einen binnenorganisatorischen Zentralismus aus, sowohl bei der innerparteilichen Willensbildung als auch in der Außendarstellung der Partei; drittens durch die Professionalisierung der Parteiarbeit und insbesondere von Wahlkämpfen, die sich namentlich in einem Bedeutungsverlust der Mitgliedschaft und einer Auslagerung von Parteiaufgaben an professionelle Experten und Dienstleister niederschlug. Aus der tendenziellen Abwendung von den neuen Unterschichtgruppen und der alternativen Fixierung auf die „Neue Mitte“ als neuer Zielgruppe leiten sich – viertens – die Schlagworte des Dritten Weges ab: Chancen, Leistung, Bildung, lebenslanges Lernen. Und fünftens schließlich ist noch die Ablehnung von Ideologien zugunsten eines vermeintlich unvoreingenommenen Pragmatismus, mit anderen Worten: die Einschätzung, grundsatzprogrammatische Diskussionen seien per se unzeitgemäß und in der Mediengesellschaft kontraproduktiv, als typisch für die sozialdemokratischen Dritte-Wegs-Modernisierer zu nennen.


    Der Dritte Weg in der Krise


    Freilich gerieten die eben erst erfolgreich auf die Regierungsbühne zurückgekehrten Sozialdemokratien im Verlauf des ersten Jahrzehnts des 21. Jahrhunderts bereits wieder EU-weit in eine tiefe Krise, die sich in beschleunigten Mitgliederverlusten, einer fundamentalen Vertrauenskrise insbesondere zu ihrer Kernwählerschaft, einer frappierenden Orientierungslosigkeit der eigenen Mitgliedschaft und zunehmenden Liquiditätsengpässen im Zuge immer kapitalintensiverer Kampagnen zeigte.


    Als Kernprobleme wurden dabei einige der eben erwähnten Kennzeichen des Dritten Weges erkannt: die einseitige Orientierung auf die leistungsfähigen Aufsteiger in die „Neue Mitte“ und der innerorganisatorische Zentralismus; die Umbaubestrebungen der Parteizentralen zu Servicedienstleistern ebenso wie die Wirtschaftspolitik des Dritten Weges inklusive der Auffassung von der Rolle des Staates; außerdem der freiwillige Verzicht auf die Erarbeitung einer zukunftsweisenden sozialdemokratischen Erzählung. Gerade das zuletzt erwähnte Defizit – die selbstgenügsame Gegenwärtigkeit, die auch die Lehren nicht mehr zieht, welche die Parteigeschichte bereithält –, lässt die Aktivisten orientierungslos zurück und trägt dazu bei, dass die sozialdemokratische Politik zuletzt so beliebig erschien. „Der Verlust an gedanklicher Kontinuität macht nicht frei zu spontaner Offenheit gegenüber der Zukunft, sondern läßt uns häufig im Niemandsland der politischen Alltagsgeschäfte umherirren – ohne brauchbaren Kompaß.“[9]


    Renaissance des „rheinischen Kapitalismus“?


    Dass zuletzt in den sozialdemokratischen Parteien die eigenen Wege und Ziele, Mittel und Zwecke abermals auf den Prüfstand gestellt wurden, basierte in der Regel auf Niederlagen bei Wahlen und hing mit anhaltenden demoskopischen Zustimmungskrisen zusammen. In Frankreich etwa zeigte sich im Vorfeld der letzten Präsidentschaftswahlen erst jüngst wieder, dass die französischen Sozialisten immer dann, wenn sie in der Krise stecken, anfangen, über sich selbst nachzudenken. Immer dann, wenn die Probleme besonders groß erscheinen, nimmt die intellektuelle Schlagzahl in der Partei zu, steigt die Intensität der Debatten, wird über das „Warum?“ sinniert, werden Fragen der Art gestellt: „Wer sind wir eigentlich?“, und: „Was wollen wir?“. Dass sich die Sozialdemokraten im Frühsommer 2012 in der Mehrzahl der EU-Länder in der Opposition befinden, dass sie dadurch die Möglichkeit haben, fernab gouvernementaler Zwangslagen über ihre elementaren politischen Absichten und Ambitionen zu räsonieren, sollte die Grundsatzdebatte ebenfalls befeuern.


    Einen wichtigen Bestandteil des Nachdenkens über eine wirtschaftspolitische Neuaufstellung stellen Überlegungen zum Verhältnis zwischen ökonomischer Sphäre, Staatsfunktionen und zivilgesellschaftlichem Sektor dar. Auch hier zeigt sich das oben bereits erwähnte Spannungsfeld zwischen dem Wunsch, vermittels ambitionierter Alternativkonzeptionen Zukunftsoptimismus zu verbreiten, und dem wahrgenommenen Druck, im Angesicht der Krise Wirklichkeitssinn und Management-Fähigkeiten vorweisen zu müssen. So weist für die britische Labour Party deren Parteivorsitzender Ed Miliband zwar einerseits darauf hin, dass es darum gehe, „a different kind of economy in the future“[10] zu schaffen. Gleichzeitig schränkt er aber die Reichweite dieser Forderungen durch die beschwichtigende Feststellung ein, dass man weniger Spielraum für politische Gestaltung habe. Im Ergebnis basiert der Entwurf einer neuen Wirtschaftsordnung bisher weitgehend auf Negationen: Man müsse dem „casinocapitalism“ Einhalt gebieten, das Land habe „no future as a low skill, low pay economy“,[11] die „irresponsibility of an under-regulated finance sector“ sei Ausdruck eines „short terminism“, der eine „Kultur des schnellen Geldes“ („fast buck culture“) hervorgebracht habe.[12] Eine positive Erzählung indes lässt sich daraus nicht ohne Weiteres destillieren.


    Zusammen genommen weist Milibands Idee einer zukünftigen englischen Wirtschaftsform zahlreiche Berührungspunkte mit dem „rheinischen Kapitalismus“ auf. Schon im Herbst letzten Jahres war im Economist kritisiert worden, dass Miliband „im Herzen“ ein „Sozialdemokrat kontinentalen Typs“ sei.[13] Überhaupt taucht Deutschland als Vorbild für die angestrebte Organisation der Ökonomie mehrfach auf: Wenn es darum geht, die betriebliche Mitbestimmung auszubauen; darum, gutbezahlte, gut qualifizierte Jobs in der Industrie zu halten; um die Vorstellung von insgesamt nicht allzu starken Einkommensunterschieden; auch mit Blick auf eine krisenfeste Organisation der Banken und Finanzwelt – stets wird dabei auf Deutschland als positives Beispiel verwiesen.[14]


    Das wiederkehrende Motiv der Zusammenarbeit von Staat, Wirtschaft und Bürgern bei der Lösung sozioökonomischer Probleme ist ein ganz bemerkenswerter Aspekt in den gegenwärtigen wirtschaftspolitischen Reformkonzeptionen der sozialdemokratischen Parteien und wird aktuell interessanterweise ausgerechnet in der expliziten Konkurrenzdemokratie Großbritanniens semantisch zur „Partnerschaft“ veredelt. Gleichwohl zielt die britische Labour Party damit in just dieselbe Richtung wie etwa ihre dänische Schwesterpartei, nur dass die einen von „co-production“ und die anderen von „samproduktion“ sprechen. Beide Male jedenfalls soll sich die neue Wirtschaftsordnung durch Kooperation statt Konflikt auszeichnen – ein Merkmal, das bisher zumeist nur mit den klassischerweise auf sozialpartnerschaftlichen Bündnissen zwischen Unternehmerverbänden und Gewerkschaften aufbauenden und für gewöhnlich großkoalitionär regierten Konkordanzdemokratien in Verbindung gebracht wurde.


    Korrekturen am Detail, oder: das befremdliche

    Überleben des Dritten Weges


    Freilich: Die Interpretation der sozialdemokratischen Grundwerte verläuft bisher weitgehend in den bekannten Bahnen. Freiheit, Solidarität und Gleichheit bzw. Gerechtigkeit hängen wechselseitig zusammen. Wirkliche Freiheit gibt es nicht ohne ein Minimum rechtlicher, politischer und wirtschaftlicher Gleichheit, gerechte Gesellschaften basieren auf einer Ordnung der Freiheit, Solidarität setzt ganz grundsätzlich Gleichheit voraus und stiftet den notwendigen gesellschaftlichen Zusammenhalt in Freiheit. Dabei gibt es aber durchaus Differenzen im Detail: So besitzt in Frankreich „Freiheit“ einen geringeren Stellenwert als „Gleichheit“, die zuletzt François Hollande als „Frankreichs Seele“ bezeichnet hat. Auch in Dänemark bzw. den skandinavischen Ländern allgemein bildet die Gleichheit das Fundament, auf dem die Freiheit aufbaut: In einer Gemeinschaft mit gleichen Chancen ist jeder Mensch frei, seine Träume zu leben.[15] In Polen wiederum ist für den SLD Freiheit vor allem die „Freiheit von etwas“ und weit weniger die „Freiheit zu etwas“. Freiheit ist hier ein autonomer Bereich, ein Schutzraum vor staatlichen Eingriffen und insofern zuallererst Wahlfreiheit, Gewissensfreiheit, Religionsfreiheit, Reisefreiheit – und viel später erst Freiheit von materiellen Zwängen. Zudem: Im Zuge der Wirtschafts- und Finanzkrise und einer gesteigerten gesellschaftlichen Aufmerksamkeit für wachsende Einkommensdifferenzen, verschärfte soziale Ungerechtigkeiten und vermehrte Armutsrisiken ist der sozialdemokratische Diskurs ein Stück weit nach links gerückt und weicher geworden.


    Letztlich sind „Leistung“ und „Verantwortung“ die Dreh- und Angelpunkte auch der aktuellen sozialdemokratischen Gesellschaftskonzeptionen.[16] Daraus leitet sich ganz wesentlich die Bedeutung der Bildung ab, deshalb richtet sich das Augenmerk so stark auf die Gleichheit der Startmöglichkeiten bzw. Chancen. Dieser Fokus erklärt auch die Hoffnungen, die sich gegenwärtig mit „Fairness“ verbinden – in Großbritannien, wo die Geltung der Prinzipien der Chancengleichheit und der fairen Entlohnung erbrachter Leistungen etwas pathetisch als „Promise of Britain“ firmiert, nicht anders als in Italien. In Dänemark trug das Wahlprogramm des linken Parteienblocks vor der Parlamentswahl im vergangenen Jahr den Titel „En Fair Løsning“ („Eine Faire Lösung“).


    Die Tatsache, dass der Begriff der Fairness in den Reden sozialdemokratischer Parteiführer zunehmend an die Stelle von Solidarität und Gerechtigkeit getreten ist und synonym für die traditionellen Leitwerte gebraucht wurde, versinnbildlicht noch einmal den anhaltenden Einfluss des Dritte-Wegs-Denkens in der europäischen Sozialdemokratie und lässt Skepsis gegenüber den Mutmaßungen eines weitreichenden Linksschwenks angebracht erscheinen. Denn schließlich geht vom Prinzip der „Chancengleichheit“ und von der Schaffung „fairer“ Ausgangsbedingungen ganz offenkundig ein sehr viel weniger redistributiver Impetus aus als etwa vom Konzept der Solidarität, das auf die Verantwortung der starken für die schwachen Glieder einer Gesellschaft abhebt und dem Staat eine aktive Rolle dabei zugesteht, erstere für letztere materiell in die Pflicht zu nehmen.


    Unter dem Banner der Leistungsdoktrin sind aus den alten „Arbeiterparteien“ moderne „Arbeitsparteien ohne Arbeiter“ geworden. Denn Leistung wird weitgehend gleichgesetzt mit Arbeit, das Leistungspathos geht einher mit einer Orientierung auf die Arbeitenden, ebenso mit verschärfter Kontrolle und Bestrafung von Arbeitslosen und – was in der Wahrnehmung fast das Gleiche ist, zumindest bei Langzeitarbeitslosigkeit – Arbeitsfaulen. Jeder soll sich anstrengen, wer nicht seinen Teil beiträgt, wird schnell des Missbrauchs und der Ausnutzung von Leistungen verdächtigt. Arbeit gilt den modernen Sozialdemokraten als „tugendhafte Tätigkeit“, ja als „Wert an sich“. Es ist infolgedessen der beflissene Arbeitnehmer, der besser gestellt und dessen soziale Inklusion garantiert werden soll. Die Problematisierung materieller Ungleichheit beschränkt sich, in diesem Sinne konsequent, weitgehend auf die „arbeitende“ Bevölkerung, die für ihre Arbeitsleistung eine faire Entlohnung erhalten soll.


    Stillgelegte Grundlagenabteilungen


    Die Definitionsansätze und Neubestimmungsversuche der – trotz kleinerer nationaler Abwandlungen, etwa in Polen, wo der Begriff „Solidarität“ von der Solidarnosc-Bewegung und ihren Epigonen besetzt ist, sodass der SLD den Begriff „Brüderlichkeit“ vorzieht – verbindenden sozialdemokratischen Grundwerte Freiheit, Gleichheit und Solidarität sind darüber hinaus in zweifacher Hinsicht problematisch und, wenn man so will, aus zweierlei Gründen bisher weitgehend erfolglos geblieben: Zum einen ist die durch die Wirtschafts- und Finanzkrise angestoßene Rückbesinnung auf eine wieder stärker schützende, entschleunigende und entlastende Interpretation von Freiheit, Gleichheit und Solidarität für viele Wähler und insbesondere die im Streit geschiedenen ehemaligen Kernanhänger wenig glaubwürdig – gerade vor dem Hintergrund der Politik des zuvor jahrelang unbeirrt gegangenen und dann ad hoc querfeldein verlassenen „Dritten Weges“.


    Zum anderen haben der Abzug von zahlreichen Ressourcen aus den Grundlagenabteilungen der Parteien und das langjährige Desinteresse an begrifflicher Prägungsarbeit die Hegemonie bürgerlicher Wertinterpretationen begünstigt und eine Situation herbeigeführt, in der sogar die Ausdeutung linker Schlagworte in den normativen Kategorien des gegnerischen politischen Lagers erfolgt. Das erklärt den starken ökonomistischen Einschlag der sozialdemokratischen Grundwerte und die Engführung selbst klassischer sozialdemokratischer Emanzipationsinstrumente auf die Erfordernisse der globalisierten Wirtschaft in Dänemark. Bezogen auf Bildung und Forschung etwa wird konstatiert, dass der hauptsächliche Grund für die expansiven Bildungsinvestitionen in der Verbesserung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit des jeweiligen Landes bestünde. Nicht anders werden in den Niederlanden, also in der PvdA, Solidarität und Partizipation auf Wettbewerbsfaktoren beschränkt. Eine inklusive Gesellschaft, die jeden dazu einlädt, sich einzubringen und seine Talente zu entwickeln, so heißt es, sei schlicht auch ökonomisch leistungsfähiger. Und angesichts des demografischen Wandels könne man es sich gar nicht mehr erlauben, das Potenzial von Menschen zu verschwenden.


    An unverwechselbar sozialdemokratisch geprägten Begriffen besteht jedenfalls ein Mangel. Für Polen konstatiert der Ideenhistoriker Andrzej Mencwel, dass die polnische Linke längst nicht mehr über eine eigene Sprache verfüge. Stattdessen benutze sie vermeintlich linke Stereotype, die auf den ersten Blick eingängig und griffig, doch in Wirklichkeit willkürlich und ohne Begründungszusammenhang seien. Manchmal ginge die Dominanz des rechten Diskurses gar so weit, dass unversehens auch Personen und Institutionen, die gemeinhin als links gelten, auf konservative Erklärungsmuster zurückgreifen würden. 2006 sind im Rahmen von anonymisierten Interviews die ideologischen Handlungsmotive von über hundert Angehörigen der Regierungsadministrationen von Jerzy Buzek (1997-2001) und Leszek Miller (2001-2004) untersucht worden. Bemerkenswerterweise ließ sich aus keinem der Interviews ein Wertekatalog ableiten, durch den sich die SLD-Eliten von den post-Solidarność-Eliten unterschieden. Sozialdemokratische Werte, wenn sie überhaupt auftauchten, blieben stets auf die wenig präzise Phrase der „linken Einfühlsamkeit“ beschränkt.


    Darüber hinaus ist es auch mitnichten ausgemacht, dass die Auslegung der Grundwerte das praktische Verhalten, mithin die konkrete Politik der sozialdemokratischen Parteien anleiten würde. In Schweden etwa positioniert sich die Sozialdemokratie rhetorisch gerne klassenkämpferisch. Im Grunde aber ist sie eine durchweg pragmatische Partei, die sich frühzeitig mit der Marktwirtschaft arrangiert hat und Verstaatlichungsversuchungen nie anheimfiel. Im Gegenteil: Man förderte bewusst eine moderne, hochprofitable Exportindustrie, die von einflussreichen Familiendynastien beherrscht wurde und wird. An den oligarchischen Besitzstrukturen versuchte man gar nicht erst zu rütteln.“[17] Insofern sind die Kritik am „Markt“ und die Forderung nach einer „Wirtschaftsdemokratie“, wie sie im Parteiprogramm der SAP erhoben wird, doch eher rhetorischer Natur.


    Das Leitbild Kommunitarismus


    Relativ weit fortgeschritten ist dagegen die Debatte über Sinn und Nutzen einer kommunitaristisch inspirierten Stärkung lokaler Zusammenschlüsse und Gemeinschaften. Der Kommunitarismus – oder, wie es bei Labour heißt, der „social-ism“ im Unterschied zum historischen „socialism“ – besteht in einer Betonung von nachbarschaftlicher Gemeinschaft und zwischenmenschlicher Verantwortung. Gefordert wird eine dezentral ausgerichtete Stärkung der kommunalen Institutionen ebenso wie der Zivilgesellschaft. Der lokale Raum gilt den Kommunitaristen als der Ort, an dem die Prinzipien von Fairness und gemeinwohlorientierter Verantwortung, mithin das vielbeschworene „something for something“, eine konkrete Gestalt annehmen.


    Für die sozialdemokratischen Parteien bedeutet der Kommunitarismus eine strategische Ausrichtung auf Graswurzelarbeit, auf Kooperationen mit zivilgesellschaftlichen Initiativen, auch auf die Ermächtigung der Parteibasis, mithin den Versuch, im Alltagsleben der Menschen eine größere Rolle zu spielen. Diese Vernetzung bis in die kleinsten Verästelungen der Lebenswelten und Milieustrukturen hinein, weit über rein parteiorientierte Zusammenkünfte hinaus, war stets ein bedeutender Quell der Kraft und des identitären Zusammenhalts der sozialdemokratischen Bewegungskultur gewesen.[18] In Abgrenzung zu den Konservativen dient die Betonung der lokalen Gemeinschaft dabei nicht der schlichten Entlastung der staatlichen Zentralbürokratie von Aufgaben und Kosten. Vielmehr wird die „relationale“ Macht lokaler Netzwerke als Gegengewicht zur Macht der Märkte und des großen Geldes gedacht.


    Die Einbindung in eine Gemeinschaft, der man sich zugehörig fühlt, die einem auch ermöglicht, über längere Zeit Aufgaben zu übernehmen, an Infotischen zu stehen oder Flugblätter zu verteilen, ist ein wichtiger Motivationsquell freiwilligen Engagements, wie sich seit einigen Jahren nicht zuletzt auch bei den diversen Bürgerprotestgruppen gegen Infrastrukturprojekte aller Art – vom Stuttgarter Tiefbahnhof bis hin zu obererdigen Stromtrassen – zeigt.[19] Gerade wenn die Bewegungen oder Initiativen einen regionalen Bezug stark unterstreichen, verschmilzt oft der einzelne Aktive in seiner Gruppe mit einer Art Lokalidentität.[20] Aus dem Gefühl, Teil einer großen, wachsenden und breit ausgreifenden Bewegung zu sein, ziehen die Akteure Legitimation für ihr Handeln.


    Eine zusätzliche Motivation findet sich in der Tatsache, dass man sich für Werte einsetzt, die man für universell erachtet – seien es Menschenrechte, Mitbestimmung, lokale Entwicklung, das Lebensumfeld der eigenen Gemeinde oder gegen eine Ausbeutung von Arbeitskraft. Dies führt dazu, dass viele Befragte von einem konkreten Konfliktgegenstand aus auf höhere oder abstraktere Ziele schauen. Man engagiert sich gegen einen Bahnhof oder einen Flughafenausbau, aber eben für das Umfeld aller und den generellen Umgang damit. Innerlich wird man dadurch auch zu einem Kämpfer für eine bessere Welt, weit weg vom Kampf für das individuelle Partikularwohl – auch, wenn der spezifische Gegenstand des Engagements zunächst einmal lokal bleibt.


    Der Kommunitarismus weist insofern weitreichende Überschneidungen mit den neuen Wertorientierungen der heutigen Sozialdemokratien auf, was seine Übernahme in das strategische Repertoire der Vertreter dieser Parteifamilie plausibel und schlüssig macht.[21] Der Kommunitarismus fundiert darüber hinaus die neue sozialdemokratische Sympathie für konzertierte Aktionen von Staat, Wirtschaft und Gesellschaft. Kommunitaristische Konzepte sind Harmoniekonzepte. Denn der Kommunitarismus predigt die (lokale) Gemeinschaft – statt polarisierter Klassen –; die Symbiose von ökonomischer Effizienz und sozialer Gerechtigkeit – statt deren Gegenüberstellung –; und die wechselseitig verbindende Verantwortungsübernahme – statt anonymisierender Individualität. Zwar war ein kommunitaristischer Begriff von Gesellschaft auch ein Teil des sozialdemokratischen Dritten Weges. Allerdings sind hier lediglich die instrumentell gedachten, den Staat von Verantwortung entlastenden Aspekte einer Subsidiarität ins Auge gefasst worden, und nicht eine hier stärker unterstrichene Kulturveränderung des Miteinanders.[22]


    Fortschritt, Arbeit, Gleichheit


    Wenn es gleichwohl bis dato keine neue, in sich geschlossene Meistererzählung gibt, so lassen sich doch über den Kommunitarismus hinaus noch weitere Elemente einer neuen Erzählung, Mosaikstücken gleich, benennen. Insofern lassen sich auch einige Hinweise geben bzw. Vorschläge machen, wie die sozialdemokratischen Kernbegriffe alternativ gefüllt werden könnten. Zunächst einmal muss der Begriff des „Fortschritts“ neu ausbuchstabiert werden. Der Fortschrittseifer, wie ihn die Sozialdemokraten seit den 1990er Jahren an den Tag legen, die Idealisierung des Progressiven, desgleichen ihre die realen Entwicklungen kritiklos nachvollziehende Wandlungsakzeptanz, führen zu Überforderung, Unsicherheit, geistiger Entleerung, nicht zuletzt auch zur Vertiefung der gesellschaftlichen Spaltung und schließlich zu unmündigem, unemanzipiertem Verhalten. Es würde für die Sozialdemokraten daher darauf ankommen, stattdessen wieder „Fortschrittsfragezeichen“[23] zu setzen. Eine Politik, die den Bedürfnissen nach Bewahrung, Sicherheit, Überschaubarkeit entgegen kommt, entlastet, auch verlässlich stabile Institutionen entlasten. Und das Votum gegen die scheinbaren Sachzwänge technisch-ökonomischen Fortschritts drückt Eigensinn, Freiheit und Würde aus.


    Sodann hat die moderne Sozialdemokratie den Wert der Erwerbsarbeit verabsolutiert und dadurch überdehnt. Entlang der Linie Arbeitende versus Nicht-Arbeitende hat sie die Bevölkerung geschieden in die arbeitenden und also „guten“ Bürger und die „schlechten“ weil arbeitslosen Bürger. Die Reformen des Dritten Weges zielten darauf ab, Arbeitende zu belohnen und den Druck auf die Arbeitslosen zu erhöhen, jede angebotene Erwerbsarbeit anzunehmen, egal wie belastend und gering entlohnt sie auch immer sei. Die alte, marxistisch inspirierte Sozialdemokratie wusste demgegenüber noch, dass Arbeit nicht nur gut und schön sein muss, sondern auch als entfremdend empfunden werden kann, dass viele Jobs belastend, quälend, elend sind. Insofern würde es für die Sozialdemokratie in Zukunft darauf ankommen, das gegenwärtige Dogma der Erwerbsarbeit zu überwinden und den Menschen in den Mittelpunkt zu rücken, seine Würde, Selbstentfaltung, eben Emanzipation. Natürlich, aus ihrer Arbeit schöpfen viele Menschen auch positive Empfindungen: das Gefühl, gebraucht zu werden, Stolz, Selbstbewusstsein, nicht zuletzt die Zufriedenheit durch soziale Kontakte, Kollegialität, Freundschaften.[24] Es geht daher nicht um eine Verneinung, sondern um eine Relativierung des Wertes der Arbeit – und es geht darum, den Arbeitsbegriff zu erweitern, damit er über den engen Bereich bezahlter Erwerbsarbeit hinaus auch das Spektrum unbezahlter, ehrenamtlicher Aktivitäten zu erfassen vermag. Anknüpfungspunkte gibt es einige, unter anderem eben eine breite wissenschaftliche Debatte über den Ersatz des verengten Arbeitsbegriffes durch die weiter gefasste Kategorie der „Tätigkeit“, an welche die schwedischen Sozialdemokraten mit ihrem „Mitbürgerwert“ anknüpfen.


    Schließlich kann im Gefolge der Wirtschafts- und Finanzkrise mit der Mär aufgeräumt werden, demnach Privateigentümer ihre Leistungen per se billiger und effizienter erbrächten als der Staat. Die Politik der Privatisierung war keineswegs kostengünstig – und dies zu keiner Zeit: Zu Anfang beruhten die Privatisierungsschübe auf kräftigen Subventionen seitens des Staates; später trugen Staat und Gesellschaft das Risiko, die Gewinne kassierten die Privatunternehmen. Ein intakter Staat und Wohlfahrtsstaat, heißt das, ist nicht nur wichtig für gesellschaftliche Integration und sozialen Frieden sowie für die allen zugutekommenden Dienstleistungen.


    Seit rund zwei Jahren gibt es darüber hinaus eine Debatte über „Gleichheit“. Angestoßen wurde sie durch das Buch „Gleichheit ist Glück: Warum gerechte Gesellschaften für alle besser sind“ von Kate Pickett und Richard Wilkinson.[25] Gleichheit, das zeigen diese beiden Autoren, ist kein sozialistisches Enteignungsprogramm, sie ist vielmehr auch und gerade für die Mittelschichten gut. In gleicheren Gesellschaften leiden weniger Menschen unter psychiatrischen Problemen, durchschnittlich erfreut sich die Bevölkerung einer längeren Lebenserwartung und die schulischen Leistungen der Kinder sind besser. Bemerkenswert ist zudem, dass mehr Gleichheit keinesfalls die Eigeninitiative der Bürger lähmt. Ganz im Gegenteil sogar, Gleichheit ermutigt zu Engagement und Mobilität, soziale Gerechtigkeit und individuelle Flexibilität schließen sich also nicht wechselseitig aus, sondern gehören zusammen.


    Dieses Buch, das in mehreren sozialdemokratischen Parteien zur Kenntnis genommen und auch diskutiert wurde, liegt weitgehend auf der Linie der modifizierten Deutung von sozialer Gleichheit. Auch in den Parteizentralen der Sozialdemokratie gilt – zumindest in einem ganz grundsätzlichen Sinn – Verteilungsgerechtigkeit nicht mehr als Widerspruch zu wirtschaftlicher Effizienz. Ganz im Gegenteil: Eine zu tiefe soziale Spaltung wird als ökonomisch schädlich gewertet, da sie den betrieblichen Frieden störe, die Konsumnachfrage hemme, die Arbeitsmotivation reduziere und insgesamt an der Spitze wie am unteren Ende der Gesellschaft die Bereitschaft zur Verantwortungsübernahme für das Gemeinwohl vermindere – weshalb ein Mehr an sozialer Gleichheit nicht nur in moralischen Kategorien richtig sondern auch aus ökonomischen Gründen wichtig sei.


    Doch vermögen diese Debatten bisher nicht recht die politische Praxis der Sozialdemokratien zu befruchten; sie werden weitgehend akademisch geführt, bleiben aber praktisch folgenlos und verpuffen insofern rasch wieder. Bleibende Spuren hinterlassen sie nicht, wie exemplarisch der Diskussionsverlauf in der niederländischen PvdA zeigt. Ein Scheitern, das dort jedoch auch dem Buch von Pickett und Wilkinson selbst angekreidet wird, böte es doch jenseits großer Linienführungen keinerlei konkrete Vorschläge, sodass es zwar als Inspirationsquelle tauge, nicht jedoch als Anleitung zur Umsetzung praktischer Maßnahmen geeignet sei.


    „Blue Labour“ und die „Good Society“


    Es bleibt zudem zu bilanzieren, dass die allermeisten Versuche zur Neukonzeption des Sozialdemokratischen bisher entweder Schlagworte bleiben, die zunächst noch mit Inhalt gefüllt werden müssten – oder dass sieinnerhalb der Grenzen überkommener Konfliktlinien und klassischer Gruppengegensätze verharren. Eine der wenigen nennenswerten Ausnahmen von dieser Regel stellt die Debatte über „Blue Labour“ und die „Good Society“ dar, wie sie seit einigen Jahren vorzugsweise in Großbritannien und – über internationale Diskussionszirkel vermittelt, wenngleich mit geringerer Intensität – in letzter Zeit auch in Deutschland und Skandinavien geführt wird.[26] Die schon erwähnte Vorreiterrolle der britischen Labour-Partei im europäischen Vergleich ergibt sich nicht zuletzt daraus, dass hier gleichfalls die Konservativen, ihrerseits angetrieben von den Erfolgen von New Labour unter Tony Blair, intensiv an Neudefinitionen ihres gesellschaftlichen Ortes, ihrer politischen Rolle und perspektivischen Ziele feilen, und so auch die Labour-Party zu Neu- und Positionsbestimmungen drängen.[27] Zumal eben die britischen Konservativen mit ihrer progressiven Agenda der rechten Mitte, zu deren Kernelementen – mindestens rhetorisch – die Abwendung von einem dogmatischen Wirtschaftsliberalismus, das Bekenntnis zum regulativen Wohlfahrtsstaat sowie die Hinwendung zu grünen Umweltthemen gehören, jüngst den Regierungswechsel geschafft haben.[28] In Reaktion auf genau diesen modernisierten und sozialdemokratisierten Konservatismus – treffend als „Red Toryism“ bezeichnet – entwickelten mit der Labour Party verbundene Sozialwissenschaftler das Gegenmodell eines durch konservative Werte angereicherten Sozialdemokratismus, das sie konsequenterweise „Blue Labour“ titulierten.


    In engem Zusammenhang mit „Blue Labour“ steht der Diskurs über die „Gute Gesellschaft“ (good society), der sich vor rund sechs Jahren auf einer Tagung britischer Sozialdemokraten entspann. Durch ein gemeinsames Papier[29] des Labour-Abgeordneten Jon Cruddas und der SPD-Generalsekretärin Andrea Nahles erhielt er zusätzlichen Schwung und wird seither unter Beteiligung der Friedrich-Ebert-Stiftung und dem Think Tank Compass insbesondere auf der Internetseite des Social Europe Journal[30] geführt. Obwohl beide Debatten nicht identisch sind, weisen sie doch zahlreiche Überschneidungen bei den beteiligten Personen und propagierten Werten auf, bei den Problemdiagnosen wie auch den skizzierten Lösungsvorschlägen der sozialdemokratischen Krise.[31]


    Vor dem Hintergrund des Wirtschafts- und Finanzcrashs hat sich – wenig verwunderlich – das Bild, das sich die Sozialdemokraten von den freien Kräften des Marktes machen, verglichen mit dem strahlenden Optimismus der Vorjahre wieder getrübt. Offen wird vor allem der Finanzkapitalismus kritisiert und die Einhegung und strikte Regulation der Marktkräfte diskutiert; auch Gedanken über alternative Wirtschaftsordnungen sind nicht mehr tabu. Überraschender mutet schon die Staatsskepsis der Beteiligten an, die der Kritik des Marktes zur Seite gestellt wird. Dies schon allein deshalb, weil auch ausgewiesene Parteilinke führend an den Debatten beteiligt sind, bei denen Staat und Zentralinstitutionen nicht selten bis dato zum guten Ton gehört hatten. Die angestrebte „Gute Gesellschaft“ ist aber eben durchaus nicht als Staatssozialismus gedacht. Auch ein (zu) zentralistischer Wohlfahrtsstaat wird in seiner Gestalt als bürokratischer Apparat in den beiden Debatten kritisiert, da er auf die Vielfalt konkreter Einzelschicksale nicht angemessen reagieren könne, Eigeninitiative blockiere und die zivilgesellschaftliche Selbstorganisation hemme.


    Darum aber geht es den sozialdemokratischen Konzeptdenkern vor allem: um die Förderung von Selbstorganisation.[32] Im Zentrum stehen lokale wie kommunale Zusammenschlüsse und Gemeinschaften, die Menschen miteinander verbinden, sie aktivieren und ihre Gemeinsamkeiten erkennen lassen – und die grundlegenden Werte Reziprozität, Solidarität und Gegenseitigkeit mit Leben und Sinn füllen. Aus der Bevorzugung von Kommune und Gemeinschaft ergeben sich die kennzeichnenden Merkmale der „Guten Gesellschaft“. Und in der Aufforderung, sich auf lokaler Ebene zusammenzuschließen, selbst tätig zu werden, wurzelt der Antikapitalismus der „Post-Dritte-Weg“-Sozialdemokraten, der sich aus der Sorge speist, dass die Grundlagen gemeinschaftlichen Handelns durch die Vermarktlichung sämtlicher Lebensbereiche unterminiert würden. Er begründet die Ablehnung zentralistischer Vereinheitlichung und abstrahierender Universalismen zugunsten lokaler Variationen, praktischer Gemeinschaftserlebnisse und konkreter Organisationserfahrungen. So wird auch die Pluralismuskritik in den programmatischen Entwürfen begründet, da gegenseitiges, auch auf persönlichen Kontakten basierendes Vertrauen und Solidarität ein Übermaß an Fremdheit nicht ertragen würden.


    Die Diskussionen um „Blue Labour“ und der „Good Society“ zielen also auf ein verändertes Institutionenverständnis ab, um so ein Umfeld zu schaffen für die Verwirklichung dieser Werte im alltäglichen Zusammenleben. Dabei wird oft und gerne auf die Vergangenheit der Arbeiterbewegung als Inspirationsquelle und Wurzel der eigenen Erzählung Bezug genommen.[33] Hier müsse man ansetzen und Anleihen nehmen, um Konzepte für eine bessere Wirtschaftsorganisation und eine stärkere gesellschaftliche Einbindung auch derjenigen zu erreichen, die der Sozialdemokratie in den letzten Jahrzehnten von der Fahne gegangen sind.


    In engem Zusammenhang mit dem Gemeinschaftsdenken stehen insofern auch der Konservatismus der Ansätze sozialdemokratischer Neubegründung, die Ablehnung der technokratischen Progressivität des Dritten Weges, die Betonung von Nation und Familie sowie die Absicht, das Gute und Bewährte zu konservieren. Eben dieser Traditionalismus könnte die Ideen etwa für die neuen „Unterschichten“ attraktiv machen, für die Schlagworte wie Globalisierung, Bildung und Flexibilität eher eine Bedrohung denn eine Verheißung darstellen. Zumal die Bezüge auf einen ursprünglichen, frühindustriellen und von den Mitte-Rechts-Parteien vergessenen Konservatismus ein Bekenntnis zum Arbeitsethos des Facharbeitertums und zu einem breitgestreuten Volkseigentum einschließen – inklusive nostalgischer Erinnerungen an die Arbeiterklassensolidarität in der Frühzeit der Bewegung, als sich die sozialdemokratische Bewegung auf ein dichtes Organisationsnetz stützen konnte.[34]


    Die Visionen von der „Guten Gesellschaft“ sind aber auch für die Mittelschichten und Bessergebildeten attraktiv, aus deren Reihen Forderungen nach stärkerer Basisbeteiligung und Bürgerpartizipation am lautesten erhoben werden. Die „Gute Gesellschaft“ soll sich nicht zuletzt durch mehr Mitbestimmung auszeichnen, die assoziierten Bürger sind hier als effektive Gegenmacht gegen übermächtig scheinende Marktkräfte und Staatsbürokratien gedacht.[35] Daraus ergibt sich ein ganz modernes Verständnis von Gerechtigkeit, die sich letztlich nicht in der Chancengleichheit oder einer gerechten Verteilung des Wohlstandes erschöpft. Vielmehr will sie die Bürger von ungewollter Fremdbestimmung befreien, ihnen die Kontrolle über das eigene Leben zurückgeben und Staatseingriffe auf solche Bereiche und Anlässe beschränken, für die die Regierenden von aktiv sich einmischenden Bürgern ermächtigt worden sind. Zudem: Das Parteienbild der „Guten Gesellschaft“ ist in etwa das der in jüngster Vergangenheit europaweit so vielversprechend erprobten Kümmererparteien.


    Die Debatten über die „Gute Gesellschaft“ und „Blue Labour“ zeigen, dass die Sozialdemokraten zuletzt wieder ein größeres Verständnis für die Notwendigkeit von Balancen entwickelt haben: zwischen Pragmatismus und Visionen, Traditionalität und Moderne, Sicherheit und Öffnung. Die Betonung selbstorganisierten Handelns, die Besetzung von Werten wie Familie und Heimat sowie das Bewusstsein von den Gefahren allzu weitgehender kultureller Heterogenität lässt Möglichkeiten erahnen, wie den Sozialdemokraten das Management des Widersprüchlichen und der erfolgsnotwendige Spagat zwischen unterschiedlichen Wählermilieus in der Zukunft wieder gelingen könnte.


    Im Übrigen: Nicht nur in Großbritannien, auch in Dänemark und Deutschland sind die Diskussionen um „Good Society“ und – in Teilen – „Blue Labour“ von den sozialdemokratischen Parteien aufgegriffen worden. In Deutschland hat die SPD punktuell versucht, auf lokaler Ebene über Organizing-Konzepte – die aus der Gewerkschaftsarbeit übernommen wurden – die Parteiarbeit wieder zu beleben und den Aufbau persönlicher Netzwerke von Sympathisanten in Selbstorganisation zu unterstützen.[36] Und in Dänemark hat die Sozialdemokratie im März 2012 ein Programmpapier zur Zukunft des Wohlfahrtsstaates verabschiedet, das dezidiert Anleihen bei den britischen Diskussionen und nicht zuletzt auch bei den Überlegungen der britischen Konservativen nimmt. Der Grundstein für die institutionelle Entwicklung ist demnach – und abermals – die Dezentralisierung von Macht und Entscheidungsbefugnis, um so Kommunen und einzelne Bürger stärker einzubinden und mit Verantwortung auszustatten. Institutionen sollten auf diese Weise nicht für die Menschen erdacht und bereitgestellt werden, sondern in einem staatlich gewährleisteten Rahmen von und mit den Bürgern gestaltet werden können. Die demokratische Legitimität der Institutionen soll über einen stärkeren Einbezug der Bürger gewährleistet, ihre Effektivität durch die größere Nähe zu den Nutznießern öffentlicher Dienstleistungen gesichert werden.[37] Zwar hat dies auch den Nebeneffekt, dass über die Verpflichtung der Leistungsfähigen der Gesellschaft der Wohlfahrtsstaat auf der Ausgabenseite entlastet wird, woraus sich die Parallelen zur konservativen Vision einer „Wohlfahrtsgesellschaft“[38] (anstelle des überkommenen Wohlfahrts-„Staates“) ergeben. Die spezifisch sozialdemokratische Note stellt aber die Garantie eines Substitutionsverbotes dar, das heißt, staatliche Aufgaben sollen nicht durch die Überantwortung an die Zivilgesellschaft ersetzt, sondern die zivilgesellschaftliche Einbindung zur qualitativen Verbesserung der öffentlichen Fürsorge eingesetzt werden. „A new kind of statecraft“[39], eine neue Staatskunst, ist hier Nick Pierce zufolge das Stichwort. Diese Mischung aus weniger zentralistischen Institutionen, der stärkeren Betonung lokaler Partizipation, Mitsprache und Selbstorganisation, der Erinnerung an die eigene Bewegungshistorie sowie konservativen Bezügen zu Familie und Heimat bildet offenbar den Kern des aktuell interessantesten sozialdemokratischen Zukunftsbildes, das sich bei einem Blick aus der Vogelperspektive auf die europäische Sozialdemokratie identifizieren lässt.


    Und dennoch: Dass die „gute Gesellschaft“ aber tatsächlich die sozialdemokratische Meistererzählung der nächsten Jahrzehnte sein wird, ist damit noch nicht gesagt. Ebenso wenig, ob es überhaupt wünschenswert ist, in einer auf diese Weise entworfenen „guten Gesellschaft“ zu leben. Wenn Tony Blair noch vor Kurzem die Ansicht vertrat, die Trennlinie zwischen der „guten“ und der „schlechten“ Gesellschaft verlaufe nicht mehr zwischen linken und rechten Politikpräferenzen, sondern zwischen „richtiger“ und „falscher“ Politik, so kollidiert diese Einschätzung frontal mit der pluralistischen Grundlage jeder demokratischen Politik und Gesellschaft, in der es eben keine einzige Wahrheit gibt und folglich auch keine unumstrittene Bestimmung einer richtigen, wahren oder guten Politik, die einem falschen, unwahren und schlechten Pendant gegenübergestellt werden könnte.[40] Ralf Dahrendorf stellte in diesem Sinne bereits vor über einem Jahrzehnt fest, dass bei Realisierungen „guter Gesellschaften“ ständig die Gefahr eines autoritären Abdriftens bestünde – jedenfalls bei den „von oben“ gemachten guten Gesellschaften. „Der verordnete Einschluss Aller macht Andersdenkende zu Kriminellen und raubt den Vielen jene Chancen und Freuden, die nur eine freie, offene Gesellschaft vermitteln kann. Lebenswert sind Gesellschaften nur, wenn ihre Qualität das Werk ihrer Bürger ist. Da ist vieles machbar, aber eben dort, wo Menschen leben, und nicht dort, wo Regierende dirigieren.“[41] In der Betonung des „Werks der Bürger“ liegt hier wohl die Chance für eine sozialdemokratische Erzählung und in ihrer organisatorischen Umsetzung vielleicht eine Möglichkeit, die Parteien und ihr Ansehen in der Gesellschaft wieder vorsichtig an Vertrauen gewinnen zu lassen.


    Göttinger Junge Forschung


    „Göttinger Junge Forschung“, unter diesem Titel firmiert eine Publikationsreihe des Institutes für Demokratieforschung, das am 1. März 2010 an der Georg-August-Universität Göttingen gegründet worden ist. Göttinger Junge Forschung verfolgt drei Anliegen: Erstens ist sie ein Versuch, jungen Nachwuchswissenschaftlern ein Forum zu geben, auf dem diese sich meinungsfreudig und ausdrucksstark der wissenschaftlichen wie auch außeruniversitären Öffentlichkeit präsentieren können. Damit soll erreicht werden, dass sie sich in einem vergleichsweise frühen Stadium ihrer Laufbahn der Kritik der Forschungsgemeinde stellen und dabei im Mut zu pointierten Formulierungen und Thesen bestärkt werden.


    Zweitens liegt ein weiterer Schwerpunkt auf der Sprache. Die Klagen über die mangelnde Fähigkeit der Sozialwissenschaften, sich verständlich und originell auszudrücken, sind Legion. So sei der alleinige Fokus auf Forschungsstandards „problematisch“ im Hinblick auf eine „potentiell einhergehende Geringschätzung der Lehr- und der Öffentlichkeitsfunktion der Politikwissenschaft“, durch die „Forschungserkenntnisse der Politikwissenschaft zu einem Arkanwissen werden, das von den Experten in den Nachbarfächern und den Adressaten der Politikberatung, aber kaum mehr vom Publikum der Staatsbürgergesellschaft wahrgenommen wird, geschweige denn verstanden werden kann“.[42] Viel zu häufig schotte sich die Wissenschaft durch „die Kunst des unverständlichen Schreibens“[43] vom Laienpublikum ab.


    Mitnichten soll an dieser Stelle behauptet werden, dass die Texte der Reihe den Anspruch auf verständliche und zugleich genussreiche Sprache mit Leichtigkeit erfüllen. Vielmehr soll es an dieser Stelle um das Bewusstsein für Sprache gehen, den Willen, die Forschungsergebnisse auch mit einer angemessenen literarischen Ausdrucksweise zu würdigen und ihre Reichweite – und damit Nützlichkeit – soweit zu erhöhen, wie dies ohne Abstriche für den wissenschaftlichen Gehalt möglich erscheint. Anstatt darunter zu leiden, kann sich die Erkenntniskraft sogar erhöhen, wenn sich die Autoren über die Niederschrift eingehende Gedanken machen, dabei womöglich den einen oder anderen Aspekt noch einmal gründlich reflektieren, die Argumentation glätten, auf abschreckende Wortungetüme, unnötig komplizierte Satzkonstruktionen und langweilige Passagen aufmerksam werden[44] – insgesamt auf einen Wissenschaftsjargon verzichten, wo dies zur Klarheit nicht erforderlich ist. Denn es besteht durchaus die Möglichkeit, einen wissenschaftlichen Text weder zu simplifizieren noch zu verkomplizieren, selbst unter der Berücksichtigung, dass die schwere Verständlichkeit von Wissenschaft aufgrund unvermeidlicher Fachbegriffe vermutlich unausbleiblich ist.[45]


    Dies sollte jedoch nicht die Bereitschaft mindern, den Erkenntnistransfer via Sprache zumindest zu versuchen. In der allgemeinverständlichen Expertise sah der österreichische Universalgelehrte Otto Neurath sogar eine unentbehrliche Voraussetzung für die Demokratie, für die Kontrolle von Experten und Politik. Neurath nannte das die „Kooperation zwischen dem Mann von der Straße und dem wissenschaftlichen Experten“[46], aus der sich die Fähigkeit des demokratisch mündigen Bürgers ergebe, sich ein eigenes, wohlinformiertes Urteil über die Geschehnisse der Politik zu bilden. Dass in diesem Bereich ein Defizit der Politikwissenschaft besteht, lässt sich, wie gezeigt, immer häufiger und dringlicher vernehmen. Ein Konsens der Kritiker besteht in dem Plädoyer für eine verstärkte Vermittlung wissenschaftlicher Erkenntnisse in eine interessierte Öffentlichkeit. Hierzu müsse man „Laien dafür interessieren und faszinieren können, was die Wissenschaftler umtreibt und welche Ergebnisse diese Umtriebigkeit hervorbringt“, weshalb „komplexe wissenschaftliche Verfahren und Sachverhalte für Fachfremde und Laien anschaulich und verständlich“ dargestellt werden sollten.[47]


    Der Sprache einen ähnlichen Stellenwert für die Qualität einer Studie einzuräumen wie den Forschungsresultaten, mag sich auf den ersten Blick übertrieben anhören. Und wie die amerikanische Historikerin Barbara Tuchman zu berichten weiß, ist dies zumeist „mühselig, langsam, oft schmerzlich und manchmal eine Qual“, denn es „bedeutet ändern, überarbeiten, erweitern, kürzen, umschreiben“.[48] Doch eröffnet dieser Schritt die Chance, über die engen Grenzen des Campus hinaus Aufmerksamkeit für die Arbeit zu erregen und zudem auch die Qualität und Überzeugungskraft der Argumentation zu verbessern. Kurzum: Abwechslungsreiche und farbige Formulierungen, sorgsam gestreute Metaphern und Anekdoten oder raffiniert herbeigeführte Spannungsbögen müssen nicht gleich die Ernsthaftigkeit und den Erkenntniswert einer wissenschaftlichen Studie schmälern, sondern können sich für die Leserschaft wie auch für die Wissenschaft als Gewinn erweisen.


    In den Bänden der Göttingen Jungen Forschung versuchen die Autoren deshalb sowohl nachzuweisen, dass sie die Standards und Techniken wissenschaftlichen Arbeitens beherrschen, als auch eine anregende Lektüre zu bieten. Wie gesagt, mag dies nicht auf Anhieb gelingen. Doch Schreiben, davon sind wir überzeugt, lernt man nur durch die Praxis des Schreibens, somit durch frühzeitiges Publizieren. Insofern strebt die Reihe keineswegs perfektionistisch, sondern perspektivisch die Förderung von Schreib- und Vermittlungstalenten noch während der wissenschaftlichen Ausbildungsphase an.


    Freilich soll bei alldem keinesfalls der inhaltliche Gehalt der Studien vernachlässigt werden. Es soll hier nicht ausschließlich um die zuletzt von immer mehr Verlagen praktizierte Maxime gehen, demnach Examensarbeiten nahezu unterschiedslos zu schade sind, um in der sprichwörtlichen Schublade des Gutachters zu verstauben. Die Studien der Reihe sollen vielmehr, drittens, bislang unterbelichtete Themen aufgreifen oder bei hinlänglich bekannten Untersuchungsobjekten neue Akzente setzen, sodass sie nicht nur für die Publikationsliste des Autors, sondern auch für die Forschung eine Bereicherung darstellen. Das thematische Spektrum ist dabei weit gesteckt: von Verschiebungen in der Gesellschaftstektonik über Anatomien von Parteien oder Bewegungen bis hin zu politischen Biografien.


    Eine Gemeinsamkeit findet sich dann allerdings doch: Die Studien sollen Momenten nachspüren, in denen politisches Führungsvermögen urplötzlich ungeahnte Gestaltungsmacht entfalten kann, in denen politische Akteure Gelegenheiten wittern, die sie vermittels Instinkt und Weitsicht, Chuzpe, Entschlusskraft und Verhandlungsgeschick zu nutzen verstehen, kurz: in denen der Machtwille und die politische Tatkraft einzelner Akteure den Geschichtsfluss umzuleiten und neue Realitäten zu schaffen vermögen. Anhand von Fallbeispielen sollen Möglichkeiten und Grenzen, biografische Hintergründe und Erfolgsindikatoren politischer Führung untersucht werden. Kulturelle Phänomene, wie bspw. die Formierung, Gestalt und Wirkung gesellschaftlicher Generationen, werden daher ebenso Thema sein, wie klassische Organisationsstudien aus dem Bereich der Parteien- und Verbändeforschung.


    Was die Methodik anbelangt, so ist die Reihe offen für vielerlei Ansätze. Um das für komplexe Probleme charakteristische Zusammenspiel multipler Faktoren (Person, Institution und Umfeld) zu analysieren und die internen Prozesse eines Systems zu verstehen, darüber hinaus der Unberechenbarkeit menschlichen, zumal politischen Handelns und der Macht des Zufalls gerecht zu werden,[49] erlaubt sie ihren Autoren forschungspragmatische Offenheit. Jedenfalls: Am Ende soll die Göttinger Junge Forschung mit Gewinn und – im Idealfall – auch mit Freude gelesen werden.
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